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Einrichtungen, z. B. Bezirkskabinette für Weiterbildung, 
Bezirkskabinette für außerunterrichtliche Tätigkeit, 
Pädagogische Kreiskabinette, Bezirks- und Kreisstellen 
für Unterrichtsmittel, Polytechnische Museen, Schul­
sternwarten.

Zu § 1 Abs. 1 Buchst, b der Verordnung:

§2

Eine Tätigkeit auf dem Gebiet der Volksbildung oder Be­
rufsbildung liegt dann vor, wenn für diese Tätigkeit der Ein­
satz' eines Lehrers oder Erziehers

a) für die Volksbildung durch das Ministerium für Volks­
bildung und

b) für die Berufsbildung durch das Staatssekretariat für 
Berufsbildung

bestätigt wurde.

Zu § 1 Abs. 1 der Verordnung:
§3

(1) Als staatlich anerkannte pädagogische Ausbildung gilt 
der Hoch- oder Fachschulabschluß als Lehrer, Erzieher, Kin­
dergärtnerin, Freundschaftspionierleiter, Jugendfürsorger so­
wie als pädagogischer Psychologe.

(2) Als staatlich anerkannte pädagogische Ausbildung gilt 
auch ein abgeschlossenes pädagogisches Zusatzstudium zu 
einem abgeschlossenen Hoch- oder Fachschulstudium oder die 
staatliche Zuerkennung.

Zu §1 Abs. 1 und §7 Abs. 1, §13 Abs. 2 und §16 Abs. 1 
Buchst, а der Verordnung:

§4
Die hauptamtliche Tätigkeit wird in den geltenden Arbeits­

zeitregelungen festgelegt.1

Zu § 2 Abs. 2 der Verordnung:
§ 5

Bei vorübergehendem Aufenthalt außerhalb der Deutschen 
Demokratischen Republik werden die Versorgungen für die 
Dauer der von den staatlichen Organen erteilten Reisegeneh­
migung weitergewährt. —

Zu § 4 der Verordnung:
§ 6

(1) Die Berechnung des durchschnittlichen monatlichen 
Bruttoverdienstes erfolgt auf der Grundlage der hierfür gel­
tenden Rechtsvorschriften.1 2

(2) Nicht als Unterbrechung der 10 günstigsten zusammen­
hängenden Jahre gelten:

a) Zeiten der unbezahlten Freizeit von Frauen bis zur Voll­
endung des ersten Lebensjahres des Kindes,

b) Zeiten, in denen Frauen nach Vollendung des ersten 
Lebensjahres des Kindes noch kein Kinderkrippenplatz 
zur Verfügung gestellt werden kann, wenn der Antrag 
auf einen Kinderkrippenplatz bis zur Geburt gestellt 
wurde,

c) Zeiten der Freistellung für Werktätige zur Pflege er­
krankter Kinder,

d) Zeiten des Bezuges einer Invalidenversorgung bzw. einer 
Versorgung wegen Berufsunfähigkeit,

e) Dienstzeiten bei den bewaffneten Organen bzw. der 
Zollverwaltung der Deutschen Demokratischen Republik,

f) Zeiten des Direktstudiums an Universitäten, Hoch- und 
Fachschulen sowie Zeiten des Besuches von Parteischu-

1 Z. Z. gilt die Vereinbarung vom 20. März 1970 über die Arbeitszeit 
der Lehrer, Erzieher und Kindergärtnerinnen (Verfügungen und Mit­
teilungen des Ministeriums für Volksbildung und des Staatlichen 
Amtes für Berufsausbildung Nr. 10/1970 S. 133).

2 z. Z. gilt die Verordnung vom 21. Dezember 1961 über die Berech­
nung des Durchschnittsverdienstes und über die Lohnzahlung (GBl. П 
Nr. 83 S. 551; Ber. GBl. II 1962 Nr. 2 S. 11) ln der Fassung der Zweiten 
Verordnung vom 27. Juli 1967 (GBl. II Nr. 73 S. 511; Ber. GBl. II Nr. 118 
S. 836).

len, Gewerkschaftsschulen und Schulen anderer demo­
kratischer Organisationen in der Deutschen Demokrati­
schen Republik und in den sozialistischen Staaten, für 
die Stipendium gezahlt wird,

g) Zeiten der dienstlichen Entsendung von Ehepaaren in 
andere Staaten,

wenn unmittelbar im Anschluß an diese Zeiten wieder eine 
Tätigkeit gemäß §§ 1 oder 14 der Verordnung aufgenommen 
wurde.

(3) Bei Frauen mit Kindern ist die Tätigkeit gemäß Abs. 2 
Buchst, g innerhalb von 3 Monaten aufzunehmen.

Zu § 5 Abs. 2 der Verordnung:

§7
Als gleichartige Rente der Sozialversicherung gelten die 

Alters- und Bergmannsaltersrente oder die an deren Stelle 
gezahlten Versorgungen.

Zu § 5 Abs. 2 und § 8 Absätze 2 und 3 der Verordnung:

§ 8
Als durchschnittlicher monatlicher Nettoverdienst gilt der 

Verdienst, der sich aus dem der Berechnung der Versorgung 
zugrunde liegenden Bruttoverdienst unter Abzug der Lohn­
steuer und des Beitrages zur Sozialpflichtversicherung ergibt.

Zu § 6 der Verordnung:

§9
Als gleichartige Rente der Sozialversicherung gelten

a) die Invalidenrente,
b) die Bergmannsinvalidenrente und
c) die Unfallrente, wenn sie als höhere Leistung anstelle 

der Invalidenrente gezahlt wird,
bzw. an deren Stelle gezahlte Versorgungen.

Zu § 7 Abs. 2 der Verordnung:
§10

(1) Der Antrag auf Feststellung der Berufsunfähigkeit ist 
schriftlich

a) vom Lehrer oder Erzieher oder
b) vom zuständigen staatlichen Leiter mit Zustimmung der 

zuständigen Gewerkschaftsleitung

über den Kreisschulrat (Stadt-, Stadtbezirksschulrat) bzw. 
Leiter der Abteilung Berufsbildung und Berufsberatung des 
Rates des Kreises an den Bezirksschulrat zu stellen.

(2) Der Antrag auf Feststellung der Berufsunfähigkeit von 
leitenden Kadern und wissenschaftlichen Mitarbeitern des 
Volkseigenen Verlages Volk und Wissen, Fachredakteuren 
gemäß § 1 Abs. 2 der Verordnung sowie von Lehrern und Er­
ziehern, die in nachgeordneten Einrichtungen des Ministe­
riums für Volksbildung oder des Staatssekretariats für Be­
rufsbildung tätig sind, ist schriftlich an das Ministerium für 
Volksbildung zu stellen.

§11
(1) Die Kommissionen haben das Recht, den Antragsteller 

sowie für ihn zuständige staatliche Leiter und Vertreter der 
zuständigen betrieblichen Gewerkschaftsleitung zur Teil­
nahme an den Beratungen einzuladen.

(2) Die Entscheidung der Kommission ist zu begründen und
a) dem Antragsteller und
b) der Staatlichen Versicherung der Deutschen Demokrati­

schen Republik
zuzustellen.


